Preußiſche Geſetzſgammlung 


Jahrgang 1916 Nr. 16. 


(Nr. 11510.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für die durch Geſetz 
vom 1. April 1905 angeordneten Waſſerſtraßenbauten. Vom 8. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
91. 

Die Staatsregierung wird unter Abänderung des § 1 des Geſetzes, betreffend 
die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen, vom 1. April 1905 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 179) ermächtigt, 

1. für Herſtellung eines Schiffahrtkanals vom Rhein zur Weſer und 

Nebenanlagen ausſchließlich Kanaliſierung der Lippe von Weſel bis 
Datteln und von Hamm bis Lippſtadt 

ſtatt 206 150 000 Mark die Summe von 239 590 000 Mark, 

2. für Verbeſſerung der Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichſel ſowie 

der Warthe von der Mündung der Netze bis Poſen 

ſtatt 21 175 000 Mark die Summe von 23 935.000 Mark, 

im ganzen 

ſtatt 227 325 000 Mark die Summe von 263 525 000 Mark, alſo 


zuſammen 36 200 000 Mark (Sechsunddreißig Millionen zweihundert⸗ 
tauſend Mark) mehr, zu verwenden. 


982. 

Zur Deckung der im § 1 erwähnten, jedoch um den nach Artikel II § 1 
des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Bremen über die Beteiligung Bremens 
an den Koſten eines Rhein⸗Weſer⸗Kanals vom 29. März 1906 Geſetzſamml. 
S. 227) zu leiſtenden Beitrag Bremens verminderten Mehraufwendungen ſind 
Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 
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An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin ift in den Schatzanweiſungen anzu⸗ 
geben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld- 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf 
nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Gefegfamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 
1903 Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


§3. 8 
Hinter § 4 Abſ. 3 des Geſetzes vom 1. April 1905 Geſetzſamml. S. 179) 
iſt folgende Beſtimmung einzufügen: 
Bei Berechnung der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungs⸗ 
koſten wird ein bisher zur Unterhaltung der freien Flußſtrecken der 
Unteren Brahe und der Netze verausgabter Betrag von fünfundachtzig⸗ 
tauſend (85 000) Mark abgeſetzt. 


SA. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Mai 1916. 


LS) Wilhelm. 
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